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Sehr geehrte Mandantinnen, sehr geehrte Mandanten,

vorher ist nicht nachher, das weiß jedes Kind, und das gilt auch für

die anschaffungsnahen Herstellungskosten nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a

EStG. Danach gehören auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und

Modernisierungsmaßnahmen zu den nur abschreibungsfähigen

Herstellungskosten eines Gebäudes, wenn sie innerhalb von drei

Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt werden

und ohne die Umsatzsteuer 15% der Anschaffungskosten des

Gebäudes übersteigen.

Aufwendungen, die vor dem Erwerb des wirtschaftlichen Eigentums

angefallen sind, sind nach Auffassung des FG Rheinland-Pfalz (Urteil

vom 13.11.2019, Az. 2 K 2304/17) nicht in diesen

Drei-Jahres-Zeitraum einzubeziehen. Das klingt logisch, denn sie sind

ja eben nicht nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt

worden.

Ob vorher oder nachher war der Finanzverwaltung jedoch egal,

weshalb sie mittels Nichtzulassungsbeschwerde vor den BFH zog.

Mit Beschluss vom 28.04.2020 (Az. IX B 121/19) verwies dieser

jedoch nur auf den Gesetzeswortlaut und das kleine Wörtchen

"nach" und schmetterte die Nichtzulassungsbeschwerde ab.

Vor der Anschaffung des Grundstücks getätigte Aufwendungen sind

daher nach den allgemeinen handelsrechtlichen

Abgrenzungskriterien als Anschaffungs-, Herstellungs- oder

Erhaltungsaufwand steuerlich zu berücksichtigen. Im Falle von

Erhaltungsaufwand können sie daher dann auch sofort als

Werbungskosten abgezogen werden, selbst wenn 15% der

Anschaffungskosten des Gebäudes überschritten sind.

Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber hier mit einem

Nichtanwendungserlass reagieren wird. Bis dahin wird sich die

Gestaltung jedoch lohnen.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.11.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.11. für den Eingang der

Zahlung.

16.11.

■
Gewerbesteuer

■
Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 19.11. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2020

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

November ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.11.2020.

Akteneinsicht: Form und Ort richtet sich nach der

FGO und nicht nach der DSGVO

Einsicht in Papierakten ist grundsätzlich nur in den Räumen eines

Gerichts oder einer Behörde unter Aufsicht eines im öffentlichen

Dienst stehenden Bediensteten möglich. Einen Rechtsanspruch auf

die Übersendung von Akten oder die Überlassung vollständiger

Kopien gebe es nicht, betont das Finanzgericht (FG)

Baden-Württemberg.

Form und Ort der Akteneinsicht werde durch § 78 Absätze 2 und 3

der Finanzgerichtsordnung (FGO) ausdrücklich geregelt. Danach

werde den Beteiligten Einsicht in die in Papierform geführten

Gerichtsakten und die dem Gericht vorgelegten Akten "in

Diensträumen" gewährt. Kanzleiräume eines Rechtsanwalts seien

keine Diensträume.

§ 78 Absatz 3 S. 2 FGO verpflichte das FG nicht, Behördenakten zu

digitalisieren. Daher müsse das FG keine elektronische Fassung der in

Papierform geführten Behördenakten herstellen und hierauf einen

elektronischen Zugriff ermöglichen.

Aus Artikel 15 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ergebe

sich auch kein Anspruch auf Übersendung von Aktenkopien. Dessen

Anwendung im Finanzgerichtsverfahren normiere die FGO nicht.

Dies entspreche Artikel 23 Absatz 1 Buchst. f DSGVO zum Schutz der

Unabhängigkeit der Justiz und von Gerichtsverfahren. Die FGO gehe

dem Datenschutzrecht und dem Auskunftsrecht aus Artikel 15

DSGVO vor.

Der Prozessbevollmächtigte einer Klägerin hatte beim FG beantragt,

ihm Akteneinsicht durch Übersendung der vollständigen Akten im

Original oder in Kopie in seine Kanzleiräume zu gewähren. Er verwies

in seinem Antrag auf das "Gebaren" des Beklagten, der erst nach

Aufforderung des Senats nach der mündlichen Verhandlung die

Akten im Original vorgelegt hatte. Dies mache eine umfangreiche

Recherche am Arbeitsplatz erforderlich. Eine solche sei ihm in einem

Gericht weder möglich noch zumutbar. Bei den hamburgischen

Gerichten gebe es auch keinen Kopierer für Externe. Die Klägerin

beantragte außerdem die Übersendung vollständiger Kopien der

Akten gemäß Artikel 15 DSGVO.

Das FG sah keine besonderen Gründe, die ausnahmsweise eine

Aktenübersendung rechtfertigen könnten. Der

Prozessbevollmächtigte könne dem FG allerdings nach Akteneinsicht

an einem anderen Gericht oder einer Behörde eine Liste mit

Aktenseiten, die er kopiert haben wolle, vorlegen. "Soweit nicht von

vornherein ersichtlich wäre, dass die Klägerin bereits im Besitz

entsprechender Kopien oder Mehrfertigungen ist, würde der Senat

dem entsprechenden Wunsch der Klägerin vollumfänglich

entsprechen."

Finanzgericht Baden-Württemberg, Beschluss vom 17.12.2019, 2 K

770/17

Chronische Erkrankung des zuständigen Bearbeiters:

Anforderungen an die Büroorganisation

Wer wegen einer chronischen Erkrankung in seiner Arbeitsfähigkeit

eingeschränkt ist, muss sein Büro so organisieren, dass Fristen auch

für den Fall eines plötzlich auftretenden Krankheitsschubes

ordnungsgemäß gewahrt werden können (z.B. durch Bereithaltung

eines Vertreters).
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Unerlässliche Voraussetzung einer ordnungsgemäßen

Büroorganisation ist außerdem ein Fristenkontrollbuch oder eine

vergleichbare Einrichtung, in der der Ablauf sämtlicher Fristen

vermerkt und eine Frist erst nach Vornahme der zu ihrer Einhaltung

erforderlichen Handlung gestrichen wird.

Im so entschiedenen Fall war die Revision unzulässig und daher durch

Beschluss zu verwerfen (§ 124 Abs. 1, § 126 Abs. 1 der

Finanzgerichtsordnung – FGO –). Die Klägerin hatte die Revision nicht

fristgemäß begründet; dem Antrag auf Wiedereinsetzung war nicht zu

entsprechen.

BFH-Beschluss vom 05. Mai 2020, XI R 33/19

Ersatzzustellung durch Einlegen in den Briefkasten:

tatsächlicher Zugang?

Die Regelung des § 180 Satz 3 ZPO, die den Zusteller bei der

Ersatzzustellung durch Einlegen in den Briefkasten dazu verpflichtet,

auf dem Umschlag des zuzustellenden Schriftstücks einen Vermerk

über das Datum der Zustellung anzubringen, gehört zu den

zwingenden Zustellungsvorschriften i.S. des § 189 ZPO.

Der tatsächliche Zugang i.S. des § 189 ZPO setzt voraus, dass der

Adressat das zuzustellende Schriftstück in den Händen hält.

BFH, Beschluss vom 15.5.2020 - IX B 119/19

Pauschale Bonuszahlungen gesetzlicher

Krankenkasse mindern Sonderausgabenabzug für

Krankenversicherungsbeiträge nicht unbedingt

Die von einer gesetzlichen Krankenkasse gewährte Geldprämie

(Bonus) für gesundheitsbewusstes Verhalten mindert nicht den

Sonderausgabenabzug für Krankenversicherungsbeiträge, sofern

hierdurch ein finanzieller Aufwand des Steuerpflichtigen ganz oder

teilweise ausgeglichen wird. Dies gilt, wie der Bundesfinanzhof (BFH)

entschieden hat, auch in den Fällen, in denen der Bonus pauschal

ermittelt wird.

Der gesetzlich krankenversicherte Kläger hatte von seiner

Krankenkasse für "gesundheitsbewusstes Verhalten" Boni von

insgesamt 230 Euro erhalten, unter anderem für einen

Gesundheits-Check-up, eine Zahnvorsorgeuntersuchung, die

Mitgliedschaft in einem Fitness-Studio und Sportverein sowie für

den Nachweis eines gesunden Körpergewichts. Das Finanzamt

behandelte die Boni im Hinblick auf deren rein pauschale Zahlung als

Erstattung von Krankenversicherungsbeiträgen und minderte den

Sonderausgabenabzug des Klägers. Demgegenüber wertete das

Finanzgericht die Zahlungen als Leistungen der Krankenkasse, die

weder die Sonderausgaben beeinflussten noch als sonstige Einkünfte

eine steuerliche Belastung auslösten.

Der BFH nimmt in seiner Entscheidung, mit der er seine bisherige

Rechtsprechung zur steuerlichen Behandlung von Bonuszahlungen

gemäß § 65a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (Urteil vom

01.06.2016, X R 17/15) weiterentwickelt, eine differenzierte

Betrachtung vor. Danach mindern auch solche Boni, die nicht den

konkreten Nachweis vorherigen Aufwands des Steuerpflichtigen für

eine bestimmte Gesundheitsmaßnahme erfordern, sondern nur

pauschal gewährt werden, nicht den Sonderausgabenabzug. Sie sind

zudem nicht als steuerlich relevante Leistung der Krankenkasse

anzusehen.

Voraussetzung sei allerdings weiterhin, dass die jeweils geförderte

Maßnahme beim Steuerpflichtigen Kosten auslöst und die hierfür

gezahlte und realitätsgerecht ausgestaltete Pauschale geeignet ist,

den eigenen Aufwand ganz oder teilweise auszugleichen. Nimmt der

Steuerpflichtige dagegen Vorsorgemaßnahmen in Anspruch, die vom

Basiskrankenversicherungsschutz umfasst sind (zum Beispiel

Schutzimpfungen, Zahnvorsorge), fehle es an eigenem Aufwand, der

durch einen Bonus kompensiert werden könnte. In diesem Fall liege

eine den Sonderausgabenabzug mindernde Beitragserstattung der

Krankenkasse vor. Gleiches gelte für Boni, die für den Nachweis eines

aufwandsunabhängigen Verhaltens oder Unterlassens

(beispielsweise gesundes Körpergewicht, Nichtraucherstatus)

gezahlt werden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.05.2020, X R 16/18



Schaufenster Steuern

5

Unternehmer

Einfuhrumsatzsteuer: Anwendungszeitpunkt für

Änderung des Fälligkeitstermins bekannt gegeben

Mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz wurde in § 21

Umsatzsteuergesetz (UStG) – Besondere Vorschriften für die

Einfuhrumsatzsteuer – ein neuer Absatz 3a eingefügt. Demnach gilt

für Einfuhrumsatzsteuer, für die ein Zahlungsaufschub bewilligt ist,

eine geänderte Fälligkeitsfrist. Der Termin, ab dem diese Regelung

anwendbar ist, wird gemäß § 27 Absatz 31 UStG mit Schreiben des

Bundesfinanzministeriums (BMF) bekanntgegeben, sobald feststeht,

bis wann die IT-Voraussetzungen geschaffen werden können.

Wie das BMF aktuell mitteilt, soll die Regelung nunmehr zu dem am

01.12.2020 beginnenden Aufschubzeitraum umgesetzt werden. Dies

bedeute konkret, dass der Fälligkeitstermin für Einfuhren des

Aufschubzeitraums Dezember einheitlich vom 16.01.2021 auf den

26.02.2021 verschoben wird. Die Fälligkeitstermine für anschließende

Aufschubzeiträume verschieben sich laut BMF entsprechend.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 06.10.2020, III B 1 - Z

8201/19/10001 :005

Abmahnwesen: Bundesrat billigt Gesetz gegen

Missbrauch

Missbräuchliche Massen-Abmahnungen sollen sich nicht mehr

lohnen: Der Bundesrat hat am 09.10.2020 das Gesetz zur Stärkung

des fairen Wettbewerbs gebilligt, das der Bundestag am 10.09.2020

verabschiedet hatte.

Ziel ist es, dem Geschäftsmodell Abmahnmissbrauch die Grundlage

zu entziehen und insbesondere Selbstständige sowie kleinere und

mittlere Unternehmen vor den Folgen unnötiger und

wettbewerbsschädlicher Massen-Abmahnungen zu schützen.

Das Gesetz beseitigt dazu finanzielle Fehlanreize: So sind die Kosten

für Abmahnungen wegen Verstößen gegen Informations- und

Kennzeichnungspflichten im Internet oder wegen

Datenschutzverstößen von Unternehmen mit weniger als 250

Beschäftigten sowie vergleichbaren Vereinen künftig nicht mehr

erstattungsfähig. Die Vereinbarung einer Vertragsstrafe schon bei

erstmaliger Abmahnung ist ausgeschlossen.

Sollte sich eine Abmahnung als ungerechtfertigt herausstellen oder

nicht die erforderlichen Informationen enthalten, können die

Betroffenen vom Abmahnenden die Erstattung ihrer Kosten

verlangen.

Diese Maßnahmen sollen vor allem Massen-Abmahnungen

verhindern, deren primärer Zweck die Einnahme von Gebühren und

Vertragsstrafen ist.

Wirtschaftsverbände können Ansprüche nur noch dann geltend

machen, wenn sie auf einer Liste als qualifiziert eingetragen sind.

Das Gesetz ergänzt außerdem das Designrecht um eine so genannte

Reparaturklausel für sichtbare formgebundene Autoersatzteile: Diese

sind designrechtlich nicht mehr geschützt. Ziel ist es, den Markt bei

Ersatzteilen für Reparaturzwecke zu öffnen – und damit den

Wettbewerb im Interesse der Verbraucher zu stärken.

Das Gesetz wurde der Bundesregierung zugeleitet, die es dem

Bundespräsidenten zur Unterzeichnung vorlegt. Anschließend kann

es im Bundesgesetzblatt verkündet werden. Es soll zu großen Teilen

am Tag danach in Kraft treten.

Bundesrat, PM vom 09.10.2020

Außenprüfung darf auch ohne Anfangsverdacht

einer Steuerstraftat angeordnet werden

Für die (erstmalige) Anordnung einer Außenprüfung ist es

unerheblich, ob hinsichtlich der betroffenen Steuerarten und

Besteuerungszeiträume der Anfangsverdacht einer Steuerstraftat

besteht. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Eine Außenprüfung sei nach § 193 Absatz 1 Abgabenordnung (AO)

unter anderem zulässig bei Steuerpflichtigen, die, wie der Kläger im

zugrunde liegenden Fall, einen land- und forstwirtschaftlichen

Betrieb unterhalten. Weitere Anforderungen enthalte die Norm

nicht; es handele sich um eine tatbestandlich voraussetzungslose

Prüfungsermächtigung, so der BFH. Im Rahmen des § 193 Absatz 1

AO seien daher Außenprüfungen in den Grenzen des

Verhältnismäßigkeitsprinzips und des Willkürverbots grundsätzlich

unbeschränkt zulässig.
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Für die Anordnung einer Außenprüfung sei unerheblich, ob

hinsichtlich der betroffenen Steuerarten und Besteuerungszeiträume

der Anfangsverdacht einer Steuerstraftat besteht. Dies gelte auch,

soweit die erstmalige Anordnung einer Außenprüfung in Rede steht.

Insoweit sei nicht zwischen erstmaligen Prüfungen und

Anschlussprüfungen zu unterscheiden, betont der BFH. Denn die

Anordnung einer Außenprüfung sei auch zulässig, soweit

ausschließlich festgestellt werden soll, ob und inwieweit

Steuerbeträge hinterzogen oder leichtfertig verkürzt worden sind.

Eine sich insoweit gegenseitig ausschließende Zuständigkeit von

Außenprüfung und Steuerfahndung bestehe nicht. Es sei möglich und

zulässig, dass Ermittlungsmaßnahmen des Außenprüfers eine

Doppelfunktion haben: die Ermittlung des steuerlichen und die des

strafrechtlichen Sachverhalts.

Dem Einwand des Klägers, das Finanzamt sei im konkreten Fall

dennoch nicht zum Erlass der Prüfungsanordnung berechtigt

gewesen, weil es ihn aufgrund der falschen Anschuldigung eines

Dritten der Begehung einer Steuerstraftat verdächtigt und hierüber

weder in Kenntnis gesetzt noch steuerstrafrechtlich belehrt habe,

folgte der BFH nicht. Zwar seien gemäß § 393 Absatz 1 Sätze 2 und 3

AO im Besteuerungsverfahren Zwangsmittel (§ 328 AO) gegen den

Steuerpflichtigen unzulässig, wenn der Steuerpflichtige dadurch

gezwungen wäre, sich selbst wegen einer von ihm begangenen

Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit zu belasten. Ist gegen

den Steuerpflichtigen ein Strafverfahren eingeleitet worden, sei er

gemäß § 393 Absatz 1 Satz 4 AO darüber zu belehren, soweit dazu

Anlass besteht. Entsprechendes regele § 10 der

Betriebsprüfungsordnung.

Verstöße hiergegen – insbesondere gegen die Belehrungspflichten

und damit gegen den Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit –

führten jedoch nicht zur Rechtswidrigkeit einer Prüfungsanordnung.

Denn die vorgenannten Regelungen beträfen nicht die

Voraussetzungen, unter denen eine Außenprüfung angeordnet

werden kann, und damit das "ob", sondern bestimmten, nach welchen

rechtstaatlichen Grundsätzen und damit "wie" eine zuvor

angeordnete Prüfung durchzuführen ist, so der BFH. Zudem richteten

sich die Rechte und Pflichten der Steuerpflichtigen und der

Finanzbehörde im Besteuerungsverfahren und im Strafverfahren nach

den für das jeweilige Verfahren geltenden Vorschriften.

Besteuerungsverfahren und Steuerstrafverfahren stünden

grundsätzlich unabhängig und gleichrangig nebeneinander.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 14.04.2020, VI R 32/17

Betriebsprüfung: "Freiwillige" Aufzeichnungen bei

Einnahmen-Überschussrechnung bleiben außen vor

Wird in einem Betrieb (hier bei einem Maler) von der

Finanzverwaltung eine Betriebsprüfung durchgeführt, so ist der

Unternehmer nicht verpflichtet, die freiwillig geführten Daten und

Unterlagen bei den Einnahmen-Überschussrechnungs-Programmen

auszuhändigen.

Im Rahmen einer Gewinnermittlung durch

Einnahmen-Überschussrechnung (EÜR) sind nur solche

Aufzeichnungen elektronisch aufzubewahren und gegebenenfalls

herauszugeben, für die das (Steuer-)Gesetz das vorschreibt (wie zum

Beispiel im Rahmen des Umsatzsteuergesetzes).

Für eine ordnungsgemäße "EÜR" reicht es aus, dass die Höhe der

Betriebseinnahmen beziehungsweise der -ausgaben durch Belege

nachgewiesen wird – eine förmliche Aufzeichnungspflicht besteht

nicht. Die nötigen Unterlagen dürfen den Prüfern in Papierform

vorgelegt werden.

BFH, X R 8/18 vom 12.02.2020
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Kapital-

anleger

Anlegerschutz soll weiter verbessert werden

Die Bundesregierung will die Stabilität des Bankensektors weiter

stärken sowie die Steuerzahler und Anleger besser schützen. Diesem

Ziel dient der von der Regierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes

zur Umsetzung der Richtlinien (EU) 2019/878 und (EU) 2019/879 zur

Reduzierung von Risiken und zur Stärkung der Proportionalität im

Bankensektor (BT-Drs. 19/22786). Zu den Maßnahmen dieses

Risikoreduzierungsgesetzes gehören auch eine Erleichterung der

Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen durch Darlehen sowie

eine Beaufsichtigung von Förderbanken der Länder sowie der

Landwirtschaftlichen Rentenbank nach nationalen Regelungen.

Ein wichtiges Teilstück des Gesetzentwurfs sind die Maßnahmen zum

Schutz der Steuerzahler und Kleinanleger vor Bankenkrisen.

Krisenbedingte Verluste von Banken und von deren Investoren sollen

nicht mehr vom Steuerzahler getragen werden. Große Banken sollen

künftig Verlustpuffer von mindestens acht Prozent ihrer Bilanzsumme

vorhalten müssen. Damit sollen im Krisenfall Verluste abgefedert

werden, heißt es in den Entwurf

Mehr Schutz vor Verlusten erwartet die Regierung auch durch

Änderungen im Anleihenbereich. Von Verlustrisiken besonders

betroffene Anleihen wie Nachranganleihen sollen in Zukunft nur noch

mit einer Stückelung von mindestens 50.000 Euro vertrieben werden

dürfen.

Diesem Regelungsvorschlag widerspricht allerdings der Bundesrat in

seiner Stellungnahme, in der zwar ein besonderes Schutzbedürfnis für

Privatanleger im Hinblick auf nachrangige Verbindlichkeiten als neue

Anlageklasse als gerechtfertigt bezeichnet wird. Für die im

Gesetzentwurf vorgesehene Ausweitung der Mindeststückelung von

50.000 Euro im Wertpapierhandelsgesetz auch auf nachrangige

Anleihen von Banken treffe dieses Argument hingegen nicht zu. Der

Absatz entsprechender Produkte auch an Privatanleger sei bereits

etabliert und stelle auch keine Besonderheit gegenüber den

Nachranganleihen von Unternehmen anderer Branchen dar. Das

Anlagespektrum für Privatanleger würde durch diese Regelung weiter

verengt und die Möglichkeiten deutscher Kreditinstitute, Mittel zur

Erfüllung der Eigenmittelanforderungen einzuwerben, würden

gleichzeitig eingeschränkt. Auch europarechtlich sei keine Ausweitung

der Mindeststückelung geboten.

In ihrer Gegenäußerung widerspricht die Bundesregierung den

Ländern und erklärt, dass die Abwicklungsfähigkeit der Institute

durch eine entsprechende Mindeststückelung verbessert werde. In

der Vergangenheit habe sich gezeigt, dass es zu deutlich erschwerten

Abwicklungen kommen könne, wenn entsprechende Instrumente in

der Hand von Privatanlegern seien. Die Ausweitung der

Mindeststückelung soll für Instrumente gelten, die nach dem

28.12.2020 begeben werden.

Mit dem Gesetzentwurf soll ferner die Aufsicht über Sicherungsfonds

für Lebens- und Krankenversicherungen effektiver gestaltet werden.

Damit werde ein verfahrenssicherer Prozess für den Fall

gewährleistet, dass erstmalig der Bestand eines Lebens- oder

Krankenversicherers auf einen Sicherungsfonds übertragen werden

müsse.

Deutscher Bundestag, PM vom 01.10.2020

Wirecard: Spitzenvertreter von Bundesbank und

BaFin im Finanzausschuss

Spitzenvertreter von Bundesbank und Bundesanstalt für

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) haben in einer Sondersitzung

des Finanzausschusses Auskunft über die Aktivitäten ihrer

Institutionen im Zusammenhang mit der Wirecard AG gegeben.

BaFin-Präsident Felix Hufeld und Bundesbank-Vorstandsmitglied

Joachim Wuermeling führten auf Fragen der Abgeordneten

beispielsweise Details zur gemeinsamen Prüfung von Bundesbank

und BaFin zur aufsichtsrechtlich relevanten Einstufung der Wirecard

AG als Technologieunternehmen aus. Im Austausch mit den

Abgeordneten ging es zudem um eine sogenannte MaRisk-Prüfung

(Mindestanforderungen an das Risikomanagement) durch die

Bundesbank bei der Wirecard Bank AG, einer Wirecard-Tochter,

sowie grundsätzliche Arbeitsabläufe bei der BaFin, die

Zusammenarbeit der BaFin mit der Deutschen Prüfstelle für

Rechnungslegung und die geldwäscherechtliche Aufsicht über die

Wirecard AG. Teile der Sitzung stuften die Abgeordneten als

vertraulich ein.

Aus der Einstufung eines Unternehmens ergeben sich

unterschiedliche aufsichtsrechtliche Pflichten nach dem

Kreditwesengesetz. Die Wirecard Bank AG steht als Kreditinstitut

unter entsprechender Aufsicht der BaFin. Die inzwischen insolvente

Wirecard AG war 2017 als Technologieunternehmen eingestuft

worden. Damit ist die BaFin nur für die Wertpapieraufsicht zuständig

gewesen.
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Hufeld und Wuermeling betonte beide, dass die rechtlichen

Voraussetzungen für eine Einstufung als Finanzholding, anders als bei

einer Zwischenholding, nicht erfüllt gewesen seien. Wuermeling

führte aus, dass der Schwerpunkt der Wirecard AG auf der

Zurverfügungstellung von Technologie und Software gelegen habe.

Die für die Einstufung als Finanzholding relevanten Tätigkeiten im

Finanzbereich hätten weit unterhalb der dafür notwendigen Schwelle

gelegen, sagte das Bundesbank-Vorstandsmitglied.

Der Vorstandschef der Deutsche Börse AG, Theodor Weimer, regte im

weiteren Verlauf der Sitzung in Folge der Wirecard-Skandals

Änderungen an börsengesetzlichen Regelungen an, um den

Handlungsspielraum der Börsen zu erweitern. Weimer schlug

beispielsweise vor, Sanktionsverfahren im Fall von nicht vorgelegten

Finanzberichten schneller zu eröffnen und den Sanktionsrahmen zu

erhöhen. Zudem forderte er Anpassungen an den Regelungen zur

Veröffentlichung von Maßnahmen auf Grundlage des Börsengesetzes.

Öffentliche Rügen seien internationale Praxis und sehr effektiv,

meinte Weimer.

Bundestag, hib-Meldung 892/2020 vom 01.09.2020

Musterfeststellungsklage: Zinsanpassungsklauseln

der Erzgebirgssparkasse unwirksam

Die Erzgebirgssparkasse hat die Zinsen aus Sparverträgen bisher falsch

berechnet. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Dresden auf eine

Musterfeststellungsklage der Verbraucherzentrale Sachsen hin

entschieden.

Die Verbraucherzentrale begehrte mit der Klage die Feststellung der

tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen der Zinsberechnung

bei von der Beklagten ausgereichten Sparverträgen "S-Prämiensparen

flexibel". Die Beklagte habe die Zinsen aus Sparverträgen bisher falsch

berechnet, so die Argumentation.

Das Urteil bestätigt diese Ansicht im Wesentlichen. Das LSG geht –

auch wenn es nicht darüber entscheiden musste, weil dies von der

Beklagten auch so anerkannt worden ist – weiter davon aus, dass die

Zinsanpassungsklausel unwirksam ist. Die dadurch entstehende

Regelungslücke in den Sparverträgen müsse in den individuellen

Klagen der einzelnen Verbraucher auf der Grundlage eines

angemessenen in öffentlich zugänglichen Medien abgebildeten

Referenzzinsatzes, der dem konkreten Geschäft möglichst nahe

kommt, gefüllt werden.

Den Anträgen, die Grundsätze der Zinsanpassung verbindlich zu

definieren, entsprach das OLG nicht, weil die besonderen

Bedingungen eines jeden einzelnen Vertrages zu berücksichtigen

seien, weshalb sich eine generalisierende Feststellung verbiete.

Allerdings stimmt das OLG der Verbraucherzentrale insoweit zu, als

die Verjährung erst mit der Beendigung des Sparvertrages beginne.

Das habe zur Folge, dass die Zinsneuberechnung bis in das Jahr 1994

zurückgehen könne.

Wie das OLG Dresden mitteilt, kann gegen das Urteil Revision

eingelegt werden.

Mehr als 1.800 Verbraucher hätten ihre Ansprüche über das

Klageregister für die vorliegende Verbandsklage angemeldet. Den

Rechtsstreit über die Höhe des individuellen Anspruchs müssten die

Verbraucher später selbst führen.

Das OLG Dresden weist darauf hin, dass es über zwei parallel

gelagerten Fall bereits im April und Juni 2020 verhandelt und die

Zinsanpassungsklauseln ebenso als unwirksam angesehen hatte.

Oberlandesgericht Dresden, Urteil vom 09.09.2020, 5 MK 2/19,

nicht rechtskräftig
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Immobilien-

besitzer

Wohnflächendifferenz: Aufhebung der

Grunderwerbsteuer

Der BFH entschied in einem jetzt veröffentlichten Urteil zum

Anspruch auf Rückgängigmachung eines grunderwerbsteuerbaren

Rechtsgeschäfts bei Wohnflächendifferenzen.

Wird nach abgeschlossenem und durchgeführtem Kauf- oder

Werkvertrag über eine Wohnimmobilie die Nichtfestsetzung,

Aufhebung oder Änderung der Grunderwerbsteuer auf Grundlage des

§ 16 Abs. 2 Nr. 3 GrEStG beantragt, so muss die Nichterfüllung von

Vertragsbedingungen zivilrechtlich einen gesetzlichen oder

vertraglichen Rechtsanspruch auf Rückgängigmachung des

Grundstücksgeschäfts vermitteln, der einseitig und gegen den Willen

des anderen am Grundstücksgeschäft Beteiligten erzwungen werden

kann (Anschluss an das BFH-Urteil vom 08.06.1988 – II R 90/86,

BFH/NV 1989, 728).

Ob ein solcher Rechtsanspruch besteht, richtet sich nach

zivilrechtlichen Grundsätzen und ist im Besteuerungsverfahren in

vollem Umfang zu prüfen. In Betracht kommen insbesondere die

Gewährleistungsansprüche wegen Mängeln des

Vertragsgegenstandes. Eine Abweichung zwischen der vertraglich

geschuldeten und der tatsächlichen Wohnfläche des Vertragsobjekts

zu Lasten des Erwerbers kann einen Mangel begründen.

Der Rechtsanspruch kann nach Ablauf von zwei Jahren nicht durch

einen mit Rücksicht auf wirkliche oder vermeintliche

Leistungsstörungen abgeschlossenen Vergleichsvertrag ersetzt oder

geschaffen werden.

Ein in einer Wohnflächendifferenz liegender Mangel ist erst dann ein

"schwerer Mangel", wenn die Differenz die Schwelle von 10 %

überschreitet.

BFH, Urteil vom 19.2.2020, II R 4/18

Vermieter eines Pkw-Stellplatzes haftet nicht für

Fahrzeugschäden durch Baumharz

Die Mieterin eines Pkw-Stellplatzes ist mit ihrer Klage auf Ersatz von

Schäden an ihrem Fahrzeug durch herabtropfendes Harz und

Beseitigung des hierfür ursächlichen Baumes erfolglos geblieben.

Weder liege ein Mangel der Mietsache vor noch bestehe für den

Vermieter eine entsprechende Verkehrssicherungspflicht, das

Herabtropfen von Harz zu verhindern, entschied das Landgericht

(LG) Coburg. Ein Anspruch auf Beseitigung des Baumes bestehe

ebenfalls nicht.

Die Klägerin war seit vielen Jahren Mieterin einer Wohnung sowie

eines Pkw-Stellplatzes, der unter einem Baum gelegen war. Weil

jetzt Harz von den Ästen des Baumes auf das Fahrzeug der Klägerin

tropfte, verlangte sie von ihrem Vermieter Schadenersatz und

Beseitigung des Baumes. Vor dem Amtsgericht (AG) Coburg

argumentierte sie, wegen der über dem Stellplatz hängenden Äste

und des herabtropfenden Harzes sei der Stellplatz zur vorgesehenen

Verwendung, dem Abstellen von Fahrzeugen, nur eingeschränkt zu

gebrauchen.

Das AG Coburg wies die Klage ab. Die Klägerin könne weder Ersatz

des behaupteten Schadens am Lack ihres Fahrzeuges noch die

Beseitigung des Baumes verlangen. Eine mietvertragliche

Verpflichtung des Beklagten, das Fahrzeug der Klägerin vor dem

Baumharz zu schützen, bestehe nicht, weil die Parteien des

Mietvertrages dies nicht gesondert vereinbart hätten. Auch sei der

Stellplatz nicht deshalb mangelhaft, weil durch das Baumharz der

dort abgestellte Pkw beschädigt wird. Das AG berücksichtigte weiter,

dass der Baum schon bei Abschluss des Mietvertrages vorhanden

war und die Klägerin dies auch wusste. Dass beim Parken unter

einem Baum mit Laub- und Fruchtfall oder eben auch mit dem

Absondern von Harz gerechnet werden muss, sei allgemein bekannt.
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Auch eine Verkehrssicherungspflicht des Vermieters zum Schutz der

abgestellten Fahrzeuge vor herabtropfendem Harz sah das AG nicht

gegeben. Zwar sei der Vermieter grundsätzlich verpflichtet, dafür zu

sorgen, dass der Mieter die Mietsache nutzen kann und dabei nicht

ohne Grund geschädigt oder gestört wird. Gewisse Gefahren

allerdings, die nicht durch menschliches Handeln oder Unterlassen

entstehen, sondern auf Gegebenheiten der Natur beruhen, müssen als

unvermeidbar auf eigenes Risiko hingenommen werden. Für die

Abwendung von Gefahren aus natürlichen Eigenschaften (zum

Beispiel Herabfallen von Früchten) oder Naturgewalten bestehe daher

keine Sicherungspflicht. Anders als bei herabstürzenden Ästen sei aber

das Absondern von Harz eine natürliche Reaktion eines Baumes,

sodass die Klage keinen Erfolg haben konnte.

Der Beklagte sei auch nicht verpflichtet, den Baum, der auch gar nicht

auf seinem Grundstück steht, zu beseitigen, so das AG abschließend.

Das Landgericht Coburg teilte die Auffassung des AG und wies die

Berufung der Klägerin zurück.

Amtsgericht Coburg, Urteil vom 28.11.2019, 12 C 1657/19 sowie

Landgericht Coburg, Beschlüsse vom 25.02.2020 und vom

07.04.2020, 33 S 1/20, rechtskräftig

Wegen Trennung doch kein Mietvertragsschluss:

Vermieter haben keinen Schadenersatzanspruch

Bewirbt sich ein Paar um eine Mietwohnung, schließt es dann aber

doch keinen Mietvertrag ab, weil es sich zwischenzeitlich getrennt

hat, so kann der Vermieter keinen Schadenersatz für entgangene

Miete verlangen. Dies stellt das Amtsgericht (AG) München klar.

Die Kläger hatten im August 2019 einen Immobilienmakler

beauftragt, da sie eine Wohnung in München zum 01.10.2019

vermieten wollten. Die Beklagten bewarben sich per E-Mail vom

13.08.2019 auf diese Wohnung. Nach Durchführung von circa 60

Besichtigungen verblieben zwei Paare, die die Zustimmung der Kläger

fanden, darunter die Beklagten. Die Kläger entschieden sich dafür, den

Beklagten ein Vertragsangebot zu machen. Hierzu teilte der Makler

ihnen telefonisch am 05.09.2019 mit, dass sie die Wohnung

bekommen würden. Die Beklagten waren zu dieser Zeit im Urlaub, aus

dem sie am 16.09.2019 wieder zurückkehrten. Dann sollte der

Mietvertrag unterschrieben werden.

Zwischenzeitlich bereitete der Makler den schriftlichen Mietvertrag

vor, holte die Unterschrift der Kläger ein und sagte den anderen

Bewerbern ab. Zum Abschluss eines Mietvertrages kam es nicht, da

die Beklagten während ihres Urlaubes festgestellt hatten, dass sie

doch nicht mehr zusammenziehen wollten. Dies erfuhren die Kläger

durch einen Telefonanruf des Maklers bei der Beklagten am

17.09.2019. Trotz neuerlicher Inserierung mit Besichtigungstermin

am 20.09.2019 und Bezug zum 01.10.2019 konnte die Wohnung

nicht zum 01.10.2019 vermietet werden. Das AG München wies die

Klage auf Schadenersatz in Höhe der Oktobermiete ab.

Vor allem bei grundlosem Abbruch der Vertragsverhandlungen sowie

bei schuldhafter Verhinderung der Wirksamkeit eines Vertrages

könne zwar den einen Teil durchaus eine Haftung aus culpa in

contrahendo für Aufwendungen treffen, die der andere Teil bereits in

Erwartung des Vertragsabschlusses getätigt hatte und die sich jetzt

infolge des Abbruchs der Verhandlungen oder aufgrund der

Undurchführbarkeit des Vertrags als nutzlos erweisen. Hier hätten

die Kläger aber schon nicht davon ausgehen können, dass der

Vertragsschluss nach den Verhandlungen zwischen den Parteien als

sicher anzunehmen gewesen wäre. Denn die Beklagten hätten zu

keinem Zeitpunkt einen Mietvertragsentwurf oder einen Mietvertrag

in Händen gehabt. Ohne konkreten Mietvertrag sei es den Beklagten

aber gar nicht möglich gewesen, die vertraglichen Verpflichtungen,

die sie übernehmen würden, zu prüfen. Ohne Prüfung der konkreten

Vertragsregeln könne keine Partei von einem sicheren

Vertragsschluss ausgehen.

Das Vorliegen der Werbeannonce ersetzt laut AG München nicht

ansatzweise den konkreten Vertragsentwurf. Ein

Kontrahierungszwang bestehe auch in einem angespannten

Mietmarkt wie München ausdrücklich nicht. Dass zwei Mitmieter, die

als Paar eine Wohnung anmieten wollen, vor Vertragsschluss im

gemeinsamen Urlaub merken, dass sie nicht zusammenpassen und

besser getrennte Wege gehen, sei ein ohne Weiteres jedem

einleuchtender Grund, der den Abbruch von Vertragsverhandlungen

rechtfertigt. Die Beklagten hätten auch nicht die Obliegenheit oder

gar Rechtspflicht gehabt, aus dem Urlaub heraus die Klagepartei

über den sich verschlechternden Beziehungszustand zu informieren.

Amtsgericht München, Urteil vom 14.07.2020, 473 C 21303/19,

nicht rechtskräftig
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Angestellte

Verjährung von Urlaubsansprüchen: BAG ruft EuGH

an

Zur Klärung der Frage, ob der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub

nach §§ 194 ff. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) der Verjährung

unterliegt, hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) ein

Vorabentscheidungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof

(EuGH) gerichtet.

Die Klägerin war vom 01.11.1996 bis zum 31.07.2017 beim Beklagten

als Steuerfachangestellte und Bilanzbuchhalterin beschäftigt. Sie

hatte im Kalenderjahr Anspruch auf 24 Arbeitstage Erholungsurlaub.

Mit Schreiben vom 01.03.2012 bescheinigte der Beklagte ihr, dass der

"Resturlaubsanspruch von 76 Tagen aus dem Kalenderjahr 2011 sowie

den Vorjahren" am 31.03.2012 nicht verfalle, weil sie ihren Urlaub

wegen des hohen Arbeitsaufwandes in seiner Kanzlei nicht habe

antreten können. In den Jahren 2012 bis 2017 gewährte der Beklagte

der Klägerin an insgesamt 95 Arbeitstagen Urlaub. Mit der am

06.02.2018 erhobenen Klage hat die Klägerin die Abgeltung von 101

Urlaubstagen aus dem Jahr 2017 und den Vorjahren verlangt. Im

Verlauf des Prozesses hat der Beklagte die Einrede der Verjährung

erhoben. Er hat geltend gemacht, für die Urlaubsansprüche, deren

Abgeltung die Klägerin verlange, sei die regelmäßige Verjährungsfrist

von drei Jahren (§ 195 BGB) vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses

abgelaufen.

Das Landesarbeitsgericht (LAG) ist dieser Ansicht nicht gefolgt und

hat der Klage – soweit diese Gegenstand der Revision des Beklagten

ist – stattgegeben. Es hat den Beklagten zur Abgeltung von 76

Urlaubstagen aus den Jahren 2013 bis 2016 verurteilt.

Für das BAG ist entscheidungserheblich, ob die nicht erfüllten

Urlaubsansprüche der Klägerin aus dem Jahr 2014 und den Vorjahren

bei Klageerhebung bereits verjährt waren. Die Urlaubsansprüche

hätten nicht gemäß § 7 Absatz 3 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG)

verfallen können. Bei unionsrechtskonformer Auslegung dieser

Vorschrift erlösche der Anspruch auf den gesetzlichen Mindesturlaub

grundsätzlich nur dann am Ende des Kalenderjahres oder eines

zulässigen Übertragungszeitraums, wenn der Arbeitgeber den

Arbeitnehmer konkret aufgefordert hat, seinen Urlaub rechtzeitig im

Urlaubsjahr zu nehmen, und ihn darauf hingewiesen hat, dass dieser

andernfalls verfallen kann. Diese Obliegenheiten habe der Beklagte

nicht erfüllt.

Vor diesem Hintergrund hat das BAG den EuGH um

Vorabentscheidung über die Frage ersucht, ob es mit Artikel 7 der

Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG und Artikel 31 Absatz 2 der Charta

der Grundrechte der Europäischen Union im Einklang steht, wenn

der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub, der aufgrund unterlassener

Mitwirkung des Arbeitgebers nicht bereits nach § 7 Absatz 3 BUrlG

verfallen konnte, gemäß §§ 194 Absatz 1, 195 BGB der Verjährung

unterliegt.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29.09.2020, 9 AZR 266/20 (A)

Von Arbeitgeber organisierte Ski-Reise: Sturz kann

Arbeitsunfall sein

Das während einer betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung neben

anderen Aktivitäten angebotene Skifahren kann unter dem Schutz

der gesetzlichen Unfallversicherung stehen. Dies zeigt ein vom

Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg entschiedener Fall.

Der klagende Entwicklungsingenieur E nahm 2016 gemeinsam mit

anderen Mitarbeitern an einer von seinem Arbeitgeber traditionell

im März initiierten fünftägigen Reise nach Österreich teil. Hierbei

wurden gemeinsame Aktivitäten in drei Gruppen unternommen

(Wandern, Rodeln, Skifahren). Die Einteilung der Gruppen richtete

sich nach Können und Ausdauer. An jeder Gruppe nahm mindestens

eine Führungskraft aus der erweiterten Geschäftsführung teil. Nach

den Gruppenaktivitäten trafen sich täglich alle Teilnehmer

durchmischt zum gemeinsamen Austausch. Betriebsfremde waren

nicht eingeladen und nahmen auch nicht teil. E stürzte beim

Skifahren am dritten Tag der Reise und brach sich hierbei den

rechten Unterschenkel sowie das Steißbein.

Seine Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung als Arbeitsunfall

ab: Es liege kein Versicherungsfall vor, weil E zur Zeit des Sturzes

keine versicherte Tätigkeit verrichtet habe. Die zum Unfall führende

Teilveranstaltung "Skifahren" habe nicht allen an der Reise

teilnehmenden Beschäftigten offen gestanden. Denn das Skifahren

verlange Fertigkeiten, über die nicht alle Teilnehmer verfügten. Ein

Gemeinschaftserlebnis mit der Möglichkeit des gegenseitigen

Austauschs und der Stärkung des Zusammengehörigkeitsgefühls sei

beim Skifahren im Gegensatz zu anderen möglichen

Freizeitveranstaltungen (wie etwa Bowling oder Wanderungen) nur

bedingt zu erreichen. Im Vordergrund hätten für den skifahrenden

Teil der Belegschaft private Freizeitinteressen gestanden.
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Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Sozialgericht verlief für E

erfolglos. Im Berufungsverfahren hat das LSG das erstinstanzliche

Urteil aufgehoben und die Beklagte verurteilt, den Sturz als

Arbeitsunfall anzuerkennen.

Mit seiner freiwilligen Teilnahme an der Reise und damit auch am

Skifahren habe E zwar keine Pflicht aus dem Beschäftigungsverhältnis

als Entwicklungsingenieur erfüllt. Jedoch sei die mehrtägige Reise und

das hiervon umfasste Skifahren als versicherte betriebliche

Gemeinschaftsveranstaltung zu werten. Bei natürlicher

Betrachtungsweise habe es sich auch um eine einheitliche betriebliche

Gesamtveranstaltung gehandelt. Deshalb seien während der Reise

vorgesehene Aktivitäten wie das Skifahren versichert gewesen.

Durch die Organisation unterschiedlicher Interessengruppen

(Skifahren, Wandern, Rodeln) und dem anschließenden

gruppenübergreifenden Austausch habe eine Teilnahme möglichst

vieler Beschäftigter an der Gesamtveranstaltung gewährleistet

werden können. Hierdurch hätten die betrieblichen Zwecke

(Förderung des Gemeinschaftsgedankens und Stärkung des

Wir-Gefühls innerhalb der Belegschaft) erreicht werden können.

Gruppenintern sei dies auch in der Skifahrergruppe erreichbar

gewesen. So könne das Skifahren bereits auf der Piste durch die

gemeinsame Abfahrt zu einer Stärkung des Wir-Gefühls beitragen.

Hinzu kämen gemeinschaftliche Aufenthalte an den Liften und

Einkehr in Skihütten, bei denen ebenfalls Erfahrungsaustausch,

Diskussionen und näheres Kennenlernen möglich gewesen seien. Die

privaten Interessen der Skifahrer beziehungsweise deren individuelles

sportliches Erleben hätten daher hier nicht im Vordergrund

gestanden. Die Reise habe mit einer Beteiligungsquote von über 50

Prozent auch den betrieblichen Zweck erreicht.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 28.05.2020, L

10 U 289/18

Rentenversicherung: Wer 21 Jahre für nur einen

Arbeitgeber arbeitet, ist nicht "frei"

Arbeitet ein Programmierer in Heimarbeit für eine Firma, bei der er

zuvor drei Jahre lang angestellt war und bei der er nach seinem

Wegzug kündigte, "frei" im Homeoffice weiter, so kann in dieser

Heimarbeit eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung liegen.

Das ist insbesondere für die Beitragszahlungen auf das Rentenkonto

des Mannes von Bedeutung.

Das Hessische Landessozialgericht hat festgestellt, dass

Heimarbeiter Personen sind, die "in eigener Arbeitsstätte im Auftrag

und für Rechnung" von Firmen erwerbsmäßig arbeiten. Hat der

Programmierer insgesamt 21 Jahre für die gleiche Firma gearbeitet,

ihr das alleinige Nutzungs- und Vertriebsrecht für die von ihm

entwickelten Programme eingeräumt und war er für den

allgemeinen Arbeitsmarkt nicht tätig, so hat der Mann den

sozialversicherungsrechtlichen Status.

Dass er daheim seinen eigenen PC genutzt hatte, sei mit Blick auf die

lange Vertragsdauer nicht relevant.

Hessisches LSG, L 8 RA 36/19
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Familie und

Kinder

Kindergeldanspruch besteht auch für während

Ausbildung erkranktes Kind

Für ein volljähriges Kind, das während seiner Berufsausbildung

erkrankt, besteht Anspruch auf Kindergeld auch dann, wenn das

voraussichtliche Ende der Erkrankung nicht nachgewiesen wird. Dies

stellt das Finanzgericht (FG) Münster klar.

Der 1999 geborene Sohn der Klägerin begann zum 01.08.2015 eine

Ausbildung zum Zweiradmechaniker, die nach dem

Ausbildungsvertrag am 31.01.2019 enden sollte. Im September 2018

erlitt er bei einem Arbeitsunfall einen Schädelbasisbruch und befand

sich bis Ende November 2018 in klinischer Behandlung. Danach

durchlief er einen Reha-Plan mit dem Ziel der Wiedererlangung der

Arbeitsfähigkeit als Zweiradmechaniker in Ausbildung. In diesem

Rahmen fanden im September 2019 eine Arbeitserprobung und im

Februar 2020 eine weitere berufsvorbereitende Maßnahme statt. Der

Berufsausbildungsvertrag wurde nicht formal beendet.

Die Familienkasse hob die Kindergeldfestsetzung ab Oktober 2018

auf, da der Sohn der Klägerin aufgrund der Erkrankung seine

Ausbildung in absehbarer Zeit nicht aktiv fortsetzen könne. Das

voraussichtliche Ende der Erkrankung sei nicht durch eine ärztliche

Bescheinigung nachgewiesen.

Die hiergegen erhobene Klage hatte vollumfänglich Erfolg. Das FG hat

den Berücksichtigungstatbestand der Berufsausbildung beim Sohn der

Klägerin ab Oktober 2018 und auch über das geplante Ende der

Berufsausbildung im Januar 2019 hinaus als erfüllt angesehen.

Abzustellen sei zwar nicht auf das formale Weiterbestehen des

Ausbildungsverhältnisses, sondern auf tatsächliche

Ausbildungsmaßnahmen. Eine krankheitsbedingte Unterbrechung sei

jedoch grundsätzlich unschädlich. Dem liege der Gedanke zugrunde,

dass ein ausbildungswilliges Kind, das aus objektiven Gründen an

Ausbildungsmaßnahmen gehindert sei, ebenso berücksichtigt werden

müsse wie ein Kind, das sich ernsthaft um einen Ausbildungsplatz

bemüht.

Der Sohn der Klägerin sei aufgrund seiner Erkrankung objektiv daran

gehindert gewesen, Ausbildungsmaßnahmen durchzuführen, sei aber

weiterhin ausbildungswillig gewesen. Dies zeige sich an den seit der

Entlassung aus der Klinik vorgenommenen Maßnahmen, die auf das

Ziel der Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit als Zweiradmechaniker

in Ausbildung gerichtet gewesen seien. Ein Nachweis über das

voraussichtliche Ende der Erkrankung sei nicht erforderlich, da es

allein auf die tatsächlichen Umstände ankomme.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. Diese ist

dort unter dem Aktenzeichen III R 43/20 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 01.07.2020, 11 K 1832/19 Kg,

nicht rechtskräftig

Geschwisterkinder dürfen nicht pauschal von

Einschulungsfeier ausgeschlossen werden

Die Stadtgemeinde Bremen hätte Geschwisterkinder nicht pauschal

von den Einschulungsfeiern am 29.08.2020 im Land Bremen

ausschließen dürfen. Denn dies stelle eine unverhältnismäßige

Ungleichbehandlung des aus einem Haushalt stammenden

Personenkreises dar, so das Verwaltungsgericht (VG) Bremen.

Die beiden Antragstellerinnen begehrten die Zulassung zur

Einschulungsfeier ihres Bruders am 29.08.2020 an einer Grundschule

im Land Bremen. Aufgrund der Corona-Pandemie hat die

Stadtgemeinde Bremen (Antragsgegnerin) die Grundschulen im Land

Bremen angewiesen, die Anzahl der Begleiter für die am 29.08.2020

einzuschulenden Kinder auf die Eltern beziehungsweise

Erziehungsberechtigten zu beschränken.

Dem hiergegen gerichteten Eilantrag der Antragstellerinnen hat das

VG teilweise stattgegeben. Zwar sei grundsätzlich nicht zu

beanstanden, dass die Antragsgegnerin das Teilnahmerecht auf die

Kernfamilie beschränkt hat. Jedoch führe der pauschalisierte

Ausschluss sämtlicher Geschwisterkinder ohne Prüfung des

konkreten Einzelfalles zu einer unverhältnismäßigen

Ungleichbehandlung des aus einem Haushalt stammenden

Personenkreises. Die zulässige Teilnehmerzahl müsse sich vielmehr

an den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten wie insbesondere der

Größe des Schulhofes orientieren.

Gleichwohl konnten die Antragstellerinnen mit ihrem Antrag nicht

erreichen, zu der Einschulungsfeier ihres Bruders zugelassen zu

werden. Sie hätten nicht glaubhaft gemacht, dass der Innenhof des

Schulgeländes über ausreichende Kapazitäten verfügt, um auch die

Geschwisterkinder unter Beachtung der Abstandsregeln zu der

Einschulungsfeier zuzulassen, führt das VG aus. Es gab der

Antragsgegnerin jedoch auf, über den Antrag der Antragstellerinnen

auf Zulassung zur Einschulungsfeier ihres Bruders unter Beachtung

der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten Beschwerde bei dem

Oberverwaltungsgericht erheben.

Verwaltungsgericht Bremen, Beschluss vom 19.08.2020, 5 V

1657/20, anfechtbar
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Beide Eltern Träger der ASS1-Veränderung: Dennoch

kein Anspruch auf Sachleistung der

Präimplantationsdiagnostik

Ein Anspruch auf die Sachleistung der Präimplantationsdiagnostik

besteht auch nicht unter dem Gesichtspunkt der nunmehr durch § 2

Absatz 1 a Sozialgesetzbuch V (SGB V) umgesetzten so genannten

Nikolaus-Rechtsprechung. Dies hebt das Sozialgericht (SG) Stuttgart

hervor.

Die Kläger sind beide homozygote Träger der detektierten

ASS1-Veränderung. Bedingt durch diese genetische Disposition

besteht ein erhöhtes Risiko für ihre Nachkommen, an einer

Stoffwechselerkrankung des Harnstoffzyklus mit schwerem

Krankheitsbild und hoher Mortalität zu erkranken. Die Kläger

beantragten bei der Beklagten die Durchführung der

Präimplantationsdiagnostik (PID) als Sachleistung. Die Beklagte

lehnte den Antrag ab. Hiergegen richtete sich die Klage, in der sich die

Kläger unter anderem auf die so genannte Nikolaus-Rechtsprechung

stützten.

Das Gericht hat die Klage abgewiesen. Ein Anspruch auf die

gewünschte Leistung ergebe sich nicht aus § 27 Absatz 1 Satz 1, Satz 2

Nr. 1 SGB V. Die Kläger seien zwar Träger der Krankheit Citrullinämie

Typ I. Jedoch sei die PID keine auf die Besserung oder Behebung dieses

Zustandes gerichtete Behandlung. Die PID ziele als Maßnahme nicht

auf die Heilung oder Linderung dieses Leidens ab. Sie solle vielmehr

dazu dienen, den Ausbruch einer zukünftigen Krankheit bei einem

zukünftigen Nachkommen der Kläger zu verhindern.

Einem Anspruch aus § 27 a SGB V, der den Anspruch auf Maßnahmen

der künstlichen Befruchtung regele, stehe entgegen, dass die PID

keine solche Maßnahme sei. Zweck der PID sei gerade nicht die

Überwindung von Unfruchtbarkeit und die Herbeiführung einer

Schwangerschaft.

Etwas Anderes ergebe sich schließlich auch nicht aus § 2 Absatz 1 a

SGB V, wonach Versicherte mit einer lebensbedrohlichen oder

regelmäßig tödlichen Erkrankung oder mit einer zumindest

wertungsmäßig vergleichbaren Erkrankung, für die eine allgemein

anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung

nicht zur Verfügung steht, auch eine von § 2 Absatz 1 Satz 3 SGB V

abweichende Leistung beanspruchen können, wenn eine nicht ganz

entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine spürbare

positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht. Die Norm

könne hier schon deshalb keine Anwendung finden, weil keine

Krankheit der Kläger behandelt werden solle. Insofern könne auch

nicht auf die hypothetische Erkrankung des potenziellen

Nachkommen abgestellt werden, da im Präimplantationsstadium

der Embryo nicht als Versicherter oder Leistungsberechtigter

angesehen werden könne. Darüber hinaus solle § 2 Absatz 1 a SGB V

die Heilungschancen bei lebensbedrohlichen Krankheiten erhöhen.

Es müsse eine Aussicht auf Heilung oder eine positive Einwirkung auf

den Krankheitsverlauf bestehen. Demgegenüber diene die PID der

Untersuchung und der Auslese von künstlich befruchteten Eizellen.

Sozialgericht Stuttgart, Gerichtsbescheid vom 03.04.2020, S 28 KR

1051/19
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